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Bundesentgelttarifvertrag
für die chemische Industrie

West

vom 18. Juli 1987

in der Fassung

vom 30. September 2004
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Zwischen dem

Bundesarbeitgeberverband

Chemie e.V., Wiesbaden

Abraham-Lincoln-Straße 24

65189 Wiesbaden

und der

Industriegewerkschaft

Bergbau, Chemie, Energie

Hauptvorstand, Hannover

Königsworther Platz 6

30167 Hannover

wird folgender

Bundesentgelttarifvertrag für die

chemische Industrie

vereinbart:

I. Geltungsbereich

§ 1

Räumlicher, persönlicher und fachlicher Geltungsbereich

Der Tarifvertrag gilt für den räumlichen, persönlichen und fachlichen Geltungsbereich des
Manteltarifvertrages für die chemischen Industrie, jedoch nicht für Auszubildende.1

                                           
1 Die in diesem Tarifvertrag verwendeten Sammelbezeichnungen, wie Arbeitnehmer,

Berufsanfänger, Meister und Vorarbeiter, sowie Berufsbezeichnungen gelten für Frauen
und Männer gleichermaßen und sind deshalb als geschlechtsneutral anzusehen.
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II. Entgeltrahmenbestimmungen

§ 2

Öffnungsklausel

Arbeitgeber und Betriebsrat können unter Berücksichtigung der tariflichen
Mindestbestimmungen ergänzend zu diesem Tarifvertrag Betriebsvereinbarungen unter
Beachtung des § 76 Absatz 6 BetrVG abschließen. Bis zum In-Kraft-Treten dieses
Tarifvertrages abgeschlossene andere tarifliche Bestimmungen ergänzende
Betriebsvereinbarungen gelten unabhängig von dieser Öffnungsklausel weiter und können
unter Beachtung des § 76 Absatz 6 BetrVG geändert werden.

§ 3

Allgemeine Entgeltbestimmungen

1. Der Bundesentgelttarifvertrag ist in Verbindung mit dem jeweils geltenden bezirklichen
Entgelttarifvertrag Grundlage der Entgeltfestsetzung.

2. Die Arbeitnehmer werden entsprechend der von ihnen ausgeübten Tätigkeit in die
Entgeltgruppen eingruppiert. Für die Eingruppierung in eine Entgeltgruppe ist nicht die
berufliche Bezeichnung, sondern allein die Tätigkeit des Arbeitnehmers maßgebend.
Die Eingruppierung richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Oberbegriffe; hierzu
sind als Erläuterung die bei den Entgeltgruppen aufgeführten Richtbeispiele
heranzuziehen. Passen die Oberbegriffe nicht auf eine ausgeübte Tätigkeit, so ist ein
Arbeitnehmer in diejenige Entgeltgruppe einzugruppieren, die seiner Tätigkeit am
nächsten kommt.

3. Ein- und Umgruppierungen erfolgen unter Beachtung des Mitbestimmungsrechts des
Betriebsrates nach den Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes.

4. Übt ein Arbeitnehmer innerhalb seines Arbeitsbereiches ständig wiederkehrend
mehrere Tätigkeiten aus, auf die verschiedene Entgeltgruppen zutreffen, so ist er in die
Entgeltgruppe einzugruppieren, deren Anforderungen den Charakter seines Arbeits-
bereiches im Wesentlichen bestimmen. Für solche Tätigkeiten, die bezüglich ihrer
Anforderungen zu höheren Entgeltgruppen gehören und durch die Eingruppierung
gemäß Satz 1 noch nicht abgegolten werden konnten, ist eine angemessene
Vergütung als Ausgleich zu gewähren.

5. Übt ein in die Entgeltgruppe E 1 bis E 6 eingruppierter Arbeitnehmer auf Anordnung
des Vorgesetzten vorübergehend (mindestens eine volle Schicht) vollwertig eine
Tätigkeit aus, die nicht zu seinem persönlichen Arbeitsbereich gehört und die der
Voraussetzung einer höheren Entgeltgruppe entspricht, ist ihm für diese Zeit das
Tarifentgelt der höheren Entgeltgruppe zu zahlen.

Übt ein in den Entgeltgruppen E 7 bis E 12 eingruppierter Arbeitnehmer auf
Anordnung des Vorgesetzten vorübergehend vollwertig eine Tätigkeit aus, die einer
höheren Entgeltgruppe zugeordnet ist, so hat er unter Anrechnung einer etwaigen
Ausgleichszulage rückwirkend einen tariflichen Anspruch auf den Differenzbetrag
zwischen seinem Tarifentgelt und dem Tarifentgelt der höheren Entgeltgruppe, wenn
diese Tätigkeit zusammenhängend länger als vier Wochen dauert. Dabei ist das
Gruppenjahr der höheren Entgeltgruppe zugrunde zu legen, dessen Entgeltsatz am
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nächsten über seinem bisherigen tariflichen Entgeltsatz liegt.

Der Anspruch entsteht nicht, wenn der Einsatz zu Trainingszwecken oder zum Zwecke
der beruflichen Weiterbildung erfolgt.

6. Einem Arbeitnehmer, der auch Provision bezieht, muss im Jahresdurchschnitt als
Einkommen das Tarifentgelt seiner Entgeltgruppe garantiert sein.

In Abrechnungsmonaten, in denen das Tarifentgelt nicht erreicht wird, kann der
Arbeitnehmer verlangen, dass ihm der Differenzbetrag zum Tarifentgelt gezahlt wird,
der mit künftigen höheren Monatseinkommen zu verrechnen ist.

7. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Arbeitnehmer über die erfolgte Ein- und
Umgruppierung innerhalb eines Monats schriftlich (auch z.B. über Datenverarbeitung)
zu unterrichten.

Der Betriebsrat ist hiervon in geeigneter Weise, in der Regel schriftlich, zu unterrichten.

8. Zuschläge und Zulagen sowie sonstige variable Entgeltbestandteile können, jeder für
sich oder insgesamt, pauschaliert werden.

§ 4

Entgeltberechnung

1. Das Entgelt wird in der Regel monatlich an einem mit dem Betriebsrat zu
vereinbarenden Arbeitstag gezahlt.

Bei Barzahlung darf der Arbeitnehmer am rechtzeitigen Verlassen der Arbeitsstätte
nicht gehindert werden. Fällt der Zahltag auf einen Feiertag, so ist das Entgelt an dem
vorhergehenden Arbeitstag auszuzahlen.

2. Durch schriftliche Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat können

a) ein kürzerer Abrechnungszeitraum,

b) Abschlagszahlungen,

c) bargeldlose Entgeltzahlung,

d) Monatslohn für alle Arbeitnehmer oder Gruppen von ihnen

eingeführt werden.

3. Die Ermittlung eines Stundenentgeltbetrages erfolgt, indem das tarifliche Monatsentgelt
durch den sich aus der Anmerkung 6 des Manteltarifvertrages für die chemische
Industrie ergebenden Divisor geteilt wird.

4. Dem Arbeitnehmer ist eine Abrechnung auszuhändigen, aus der für den
Abrechnungszeitraum die Errechnung des Gesamtverdienstes, die Abzüge und der
Nettobetrag zu ersehen sind.

5. Der Arbeitnehmer ist zur Nachprüfung der Entgeltabrechnung bzw. der Endabrechnung
verpflichtet. Ergeben sich Unstimmigkeiten, sind diese der für den Arbeitgeber
abrechnenden Stelle unverzüglich mitzuteilen.

6. Teilzeitbeschäftigte erhalten ein anteiliges Entgelt im Verhältnis ihrer vereinbarten
Wochenarbeitszeit zur tariflichen Wochenarbeitszeit.

7. Bei Ereignissen, die eine Erhöhung des Entgelts auslösen, tritt die Erhöhung
rückwirkend ab 1. desjenigen Monats in Kraft, in den das Ereignis fällt.
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8. Zu dem Tarifentgelt können Leistungszulagen und/oder andere Zulagen gezahlt
werden.

9. Eine dem Arbeitnehmer auferlegte Schweigepflicht darf sich nicht auf seine tariflichen
Ansprüche beziehen.

10. Ein Entgeltanspruch entsteht nach erfolgreich abgelegter Abschlussprüfung auch dann,
wenn die Ausbildungszeit des Berufsausbildungsverhältnisses noch nicht beendet ist.

Wird die Prüfung aus Gründen, die nicht in der Person des Auszubildenden liegen, erst
nach dem Ablauf des vertraglichen Ausbildungsverhältnisses bestanden, so entsteht
der Entgeltanspruch rückwirkend ab Ende des Ausbildungsvertrages.

§ 5

Vorarbeiter

Vorarbeiter und Arbeitnehmer in gleicher Funktion sind Arbeitnehmer, denen unmittelbar
unter der Meisterebene (nicht nur Meisterstellvertreter) die Aufsicht über eine
Arbeitsgruppe übertragen worden ist und die in ihrer Funktion vom Arbeitgeber schriftlich
bestellt bzw. bestätigt worden sind.

Vorarbeiter erhalten eine Zulage von 10 % des Tarifentgeltes ihrer Entgeltgruppe, in die
sie entsprechend ihrer Tätigkeit gemäß § 3 des Tarifvertrages einzugruppieren sind. Auf
die Vorarbeiterzulage sind einschlägige betriebliche Zulagen anrechenbar. Bei Vorarbei-
tern, die wegen dieser Stellung im Betrieb in eine höhere Entgeltgruppe als nach § 3
eingruppiert sind, wird die Differenz zwischen den Entgeltgruppen auf die
Vorarbeiterzulage angerechnet.

§ 6

Erschwerniszulagen

1. Bei Schmutzarbeiten und anderen lästigen Arbeiten, bei denen Arbeitnehmer
nachhaltigen Einwirkungen, z.B. von Rauch, Ruß, heißer Asche, Staub, Nässe, hohen
Temperaturen, besonders belastendem Lärm oder besonders grellem künstlichen Licht
ausgesetzt sind, oder bei Arbeiten in abgedunkelten Räumen ohne Belichtung oder mit
lästigem farbigen Licht und bei Arbeiten mit Presslufthämmern, erhalten Arbeitnehmer
eine Erschwerniszulage.

Die Höhe dieser Zulage bestimmt sich nach dem Grad der Lästigkeit, darf jedoch nicht
unter 3 % des arithmetischen Durchschnitts der Tarifentgeltstundensätze der
Entgeltgruppen E 1 bis E 8 (Anfangssätze bei E 5 bis E 8) betragen.

2. Wenn bei der Arbeit zur Vermeidung gesundheitsgefährdender Einwirkungen
regelmäßig lästige persönliche Schutzausrüstungen, z.B. Sandstrahlhelme,
Gehörschutzhelme, Staub-, Gasmasken und Frischluftgeräte oder andere
Atemschutzmittel verwendet werden müssen, so beträgt der Zuschlag nicht unter 5 %
des in Ziffer 1 genannten Durchschnittsbetrages.

3. Für Arbeiten, bei denen der Arbeitnehmer besonderen Gefahren ausgesetzt ist, ist von
Fall zu Fall für die Dauer der besonderen Gefährdung eine betriebliche Regelung über
die Höhe der Sonderzulagen zu treffen. Das gilt insbesondere für Betriebe der
Sprengstoffindustrie.

4. Welche Arbeitnehmer Anspruch auf die Zulagen nach Ziffer 1 bis Ziffer 3 haben, für
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welche Zeit und in welcher Höhe sie zu gewähren sind, wird im Einvernehmen mit dem
Betriebsrat festgelegt.

5. In gleicher Weise ist betrieblich festzulegen, für welche Arbeiten auf Kosten des
Betriebes Schutzkleidung zu stellen ist. Instandsetzung und Reinigung gehen in diesen
Fällen grundsätzlich zulasten des Betriebes.
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III. Entgeltgruppen

§ 7

Entgeltgruppenkatalog

E 1

Arbeitnehmer, die Tätigkeiten verrichten, die eine kurze Einweisung erfordern und
jederzeit durch andere Arbeitnehmer verrichtet werden können.

Arbeitnehmer während der Einarbeitungszeit in Tätigkeiten der Gruppe E2.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Arbeiten gleichwertiger Art insbesondere in Produktion, Labor, Technik, Lager,
Materialausgabe, Versand, Verwaltung oder in Wirtschaftsbetrieben

E 2

Arbeitnehmer, die Tätigkeiten verrichten, für die Kenntnisse und Fertigkeiten erforderlich
sind, die durch eine angemessene Berufspraxis von in der Regel bis zu 13 Wochen
erworben werden.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Arbeiten gleichwertiger Art insbesondere in Produktion, Labor, Technik, Lager,
Materialausgabe, Versand, Verwaltung oder in Wirtschaftsbetrieben

Transportarbeiten auch mit Flurförderzeugen

E 3

Arbeitnehmer, die Tätigkeiten verrichten, für die Kenntnisse und Fertigkeiten erforderlich
sind, die durch eine Berufspraxis von in der Regel 6 bis 12 Monaten erworben werden.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Arbeiten gleichwertiger Art insbesondere in Produktion, Labor, Technik, Lager,
Materialausgabe, Versand, Verwaltung oder in Wirtschaftsbetrieben

E 4

Arbeitnehmer, die Tätigkeiten verrichten, für die Kenntnisse und Fertigkeiten erforderlich
sind, die durch eine abgeschlossene zweijährige Berufsausbildung in einem nach dem
Berufsbildungsgesetz anerkannten oder gleichgestellten Ausbildungsberuf erworben
worden sind und in der Regel nach eingehenden Anweisungen ausgeführt werden. Das
Merkmal der abgeschlossenen Berufsausbildung in dieser Gruppe wird erfüllt durch den
erfolgreichen Abschluss einer Ausbildung z.B. zum Chemiebetriebswerker, Chemiela-
borwerker, Elektroanlageninstallateur, Teilezeichner oder Handelsfachpacker.

Arbeitnehmer ohne eine derartige planmäßige Ausbildung, die aufgrund einer längeren
Berufspraxis auf einem Arbeitsplatz der Entgeltgruppe 3 eine entsprechende Tätigkeit wie
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nach Absatz 1 ausüben.

Hilfshandwerker und Arbeitnehmer, die gleich zu bewertende Tätigkeiten verrichten.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Bedienen von Betriebs- oder Produktionseinrichtungen mit den entsprechenden
Fachkenntnissen des oben genannten Personenkreises

Arbeiten mit den entsprechenden Fachkenntnissen des oben genannten
Personenkreises bei Aufbau, Inbetriebnahme, Wartung oder Instandhaltung von
Maschinen und Apparaturen sowie an Betriebs- oder Produktionseinrichtungen

gleichwertige Arbeiten in Transport oder Verwaltung

Anwendung von Standardsoftware z.B. für Textverarbeitung und
Tabellenkalkulation

Annehmen, Kommissionieren, Versenden von Waren und Abwickeln von
Lieferbeanstandungen

Anfertigen einfacher technischer Zeichnungen mit den dazugehörigen einfachen
Berechnungen nach Vorlagen

Vorbereiten und Durchführen von einfachen Routineanalysen nach festliegenden
Methoden

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von einfachen Serienansätzen,
Reihenuntersuchungen, Versuchsabläufen oder präparativen Arbeiten nach
festliegenden Methoden

E 5

Arbeitnehmer, die Tätigkeiten verrichten, die über die Anforderungsmerkmale der Gruppe
E 4 hinaus erweiterte Kenntnisse und Fertigkeiten voraussetzen und in der Regel nach
allgemeinen Anweisungen ausgeführt werden.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Anwendung von Standardsoftware z.B. für Textverarbeitung und
Tabellenkalkulation

Anfertigen einfacher technischer Zeichnungen mit den dazugehörigen
Berechnungen

Vorbereiten und Durchführen von Routineanalysen nach festliegenden Methoden

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von Serienansätzen, Reihenunter-
suchungen, Versuchsabläufen oder präparativen Arbeiten nach festliegenden
Methoden

E 6

Arbeitnehmer, die Tätigkeiten verrichten, für die Kenntnisse und Fertigkeiten erforderlich
sind, die durch eine abgeschlossene mindestens dreijährige Berufsausbildung in einem
nach dem Berufsbildungsgesetz anerkannten oder gleichgestellten Ausbildungsberuf er-
worben worden sind. Das Merkmal der abgeschlossenen Berufsausbildung wird erfüllt
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durch den erfolgreichen Abschluss z.B. einer Handwerkerausbildung sowie einer
Ausbildung zum Kaufmann, Chemikanten, Pharmakanten, Technischen Zeichner oder zur
Fachkraft für Lagerwirtschaft.

Arbeitnehmer ohne eine derartige planmäßige Ausbildung, die aufgrund mehrjähriger
Berufspraxis gleichwertige Kenntnisse und Fertigkeiten erworben haben und
entsprechende Tätigkeiten ausüben.

Prozessleitelektroniker in den ersten zwei Berufsjahren, wenn sie eine ihrer Ausbildung
entsprechende Tätigkeit ausüben.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Fahren (Überwachen und/oder Steuern) von Anlagen oder Teilanlagen, auch mit
Prozessleittechnik, in Produktions- oder Energiebetrieben mit den entsprechenden
Kenntnissen und Fertigkeiten des oben genannten Personenkreises

Instandhaltungsarbeiten an Geräten, Maschinen oder Anlagen, auch mit
Funktionsprüfung und Inbetriebnahme mit den entsprechenden Kenntnissen und
Fertigkeiten des oben genannten Personenkreises

Fertigen, Zusammenbauen oder Installieren von Geräten, Maschinen oder
Anlageteilen mit den entsprechenden Kenntnissen und Fertigkeiten des oben
genannten Personenkreises

Assistenz- und Sekretariatstätigkeiten

Kaufmännische Sachbearbeitung

Anforderungsgerechte Lagerhaltung und Lagerplanung

Anfertigen technischer Zeichnungen mit den dazugehörigen Berechnungen

Anfertigen von Stromlaufplänen und Schaltplänen

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von Routineanalysen nach festliegenden
Methoden

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von Serienansätzen, Reihenunter-
suchungen, Versuchsabläufen oder präparativen Arbeiten nach festliegenden
Methoden

E 7

Arbeitnehmer, die Tätigkeiten verrichten, die über die Anforderungsmerkmale der Gruppe
E 6 hinaus erweiterte Kenntnisse und Fertigkeiten voraussetzen und in der Regel nach
allgemeinen Anweisungen ausgeführt werden.

Arbeitnehmer, die Tätigkeiten verrichten, die über die Anforderungsmerkmale der Gruppe
E 6 hinausgehen und für die Kenntnisse und Fertigkeiten erforderlich sind, die durch eine
abgeschlossene Berufsausbildung in einem nach dem Berufsbildungsgesetz anerkannten
oder gleichgestellten Ausbildungsberuf erworben worden sind und einen größeren
Abstraktionsgrad der Lerninhalte aufweisen. Diese Merkmale werden erfüllt durch den
erfolgreichen Abschluss einer Ausbildung zum Chemielaboranten, einem vergleichbaren
Laboranten, zum IT-System-Elektroniker, IT-System-Kaufmann oder Prozessleitelektro-
niker.

Arbeitnehmer, die Tätigkeiten verrichten, für die über die Anforderungsmerkmale der
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Gruppe E 6 hinaus nachgewiesene gute Kenntnisse mindestens einer Fremdsprache
erforderlich sind.

Meister mit einem einfachen Arbeitsgebiet und Meister, die in ihrem Aufsichtsbereich eine
Teilverantwortung tragen.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Fahren (Überwachen und/oder Steuern) von komplexen Produktions- oder
Energieanlagen, auch mit Prozessleittechnik, nach allgemeinen Anweisungen mit
den entsprechenden Kenntnissen und Fertigkeiten des oben genannten
Personenkreises

Komplizierte Instandhaltungsarbeiten an Geräten, Maschinen oder Anlagen, auch
mit Funktionsprüfung und Inbetriebnahme, mit den entsprechenden Kenntnissen
und Fertigkeiten des oben genannten Personenkreises

Kompliziertes Fertigen, Zusammenbauen oder Installieren von Geräten, Maschinen
oder Anlageteilen mit den entsprechenden Kenntnissen und Fertigkeiten des oben
genannten Personenkreises

Assistenz- und Sekretariatstätigkeiten gehobenen Schwierigkeitsgrades

Kaufmännische Sachbearbeitung gehobenen Schwierigkeitsgrades

Einführen und Verwalten von Informations- und Kommunikationssystemen

Erstellen und Implementieren von Anwendungslösungen unter Beachtung fachlicher
und wirtschaftlicher Aspekte

Anfertigen technischer Zeichnungen mittleren Schwierigkeitsgrades mit den
dazugehörigen Berechnungen

Anfertigen von Stromlaufplänen und Schaltplänen mittleren Schwierigkeitsgrades

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von Routineanalysen nach betriebs-
üblichen Methoden auf unterschiedlichen Gebieten

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von Serienansätzen, Reihenunter-
suchungen, Versuchsabläufen und präparativen Arbeiten nach betriebsüblichen
Methoden auf unterschiedlichen Gebieten

E 8

Arbeitnehmer, die regelmäßig schwierige Spezialtätigkeiten verrichten, die über die
Anforderungsmerkmale der Gruppe E 7 hinaus qualifizierte, durch eine zusätzliche
planmäßige betriebliche Spezialausbildung erworbene Kenntnisse und Fertigkeiten
erfordern und selbständig ausgeübt werden.

Arbeitnehmer mit kaufmännischen oder technischen Tätigkeiten, die über die
Anforderungsmerkmale der Gruppe E 7 hinaus erweiterte Kenntnisse und Fertigkeiten
voraussetzen und nur allgemeiner Aufsicht bedürfen.

Meister mit einem einfachen Arbeitsgebiet, für das Kenntnisse und Fertigkeiten
vorausgesetzt werden, die durch eine abgeschlossene Facharbeiterausbildung oder durch
entsprechende längere Berufserfahrungen erworben worden sind, und die für einen
einfachen Aufsichtsbereich Verantwortung tragen.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
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gelten:

Fahren (Überwachen und/oder Steuern) von komplexen Produktions- oder
Energieanlagen hohen Schwierigkeitsgrades, auch mit Prozessleittechnik, mit den
entsprechenden Kenntnissen und Fertigkeiten des oben genannten
Personenkreises

Instandhaltungsarbeiten hohen Schwierigkeitsgrades an Geräten, Maschinen oder
Anlagen, auch mit Funktionsprüfung und Inbetriebnahme, mit den entsprechenden
Kenntnissen und Fertigkeiten des oben genannten Personenkreises

Fertigen, Zusammenbauen oder Installieren hohen Schwierigkeitsgrades von
Geräten, Maschinen oder Anlageteilen mit den entsprechenden Kenntnissen und
Fertigkeiten des oben genannten Personenkreises

Assistenz- und Sekretariatstätigkeiten hohen Schwierigkeitsgrades

Kaufmännische Sachbearbeitung hohen Schwierigkeitsgrades

Anfertigen schwierigerer technischer Zeichnungen mit den dazugehörigen
Berechnungen

Anfertigen von schwierigeren Stromlaufplänen und Schaltplänen

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von Analysen auf unterschiedlichen
Gebieten

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von Serienansätzen, Reihenunter-
suchungen Versuchsabläufen oder präparativen Arbeiten auf unterschiedlichen
Gebieten

E 9

Arbeitnehmer, die nach Anweisung höherwertige kaufmännische oder technische
Tätigkeiten verrichten, für die eine abgeschlossene funktionsbezogene zusätzliche Aus-
oder Weiterbildung oder zusätzliche Fachkenntnisse erforderlich sind, für die in der Regel
eine mehrjährige Berufserfahrung in E 8 vorausgesetzt wird.

Ausgebildete Berufsanfänger der Gruppe E 10 Absatz 1 bei einer ihrer Ausbildung
entsprechenden Tätigkeit, solange sie noch keine dreijährige betriebspraktische Erfahrung
in einer Tätigkeit auf dem Niveau mindestens der Gruppe E 6 erreicht haben.

Meister mit einem nicht einfachen Arbeitsgebiet, die für den ihnen zugewiesenen
Aufsichtsbereich die Verantwortung tragen, wenn in diesem nicht vorwiegend
Arbeitnehmer der Gruppe E 6 tätig sind und es sich nicht um einen vielseitigen oder nach
Umfang und Verantwortung schwierigen Aufsichtsbereich handelt.

Meister, die in ihrem Aufsichtsbereich eine Teilverantwortung tragen, wenn in diesem
vorwiegend Arbeitnehmer der Gruppe E 6 tätig sind.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Erledigen von Teilaufgaben in großen Lagern oder Speditionen

Assistenz- und Sekretariatstätigkeiten mit zusätzlicher qualifizierter
Sachbearbeitung

Assistenz- und Sekretariatstätigkeiten, die wesentlich durch die Verwendung einer
Fremdsprache geprägt sind
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Kaufmännische Sachbearbeitung komplexer Vorgänge

Kaufmännische Sachbearbeitung, die wesentlich durch die Verwendung einer
Fremdsprache geprägt ist

Weiterentwickeln und Berechnen von Maschinenteilen nach vorhandenen
Unterlagen

Anfertigen schwieriger technischer Zeichnungen mit den dazugehörigen
Berechnungen und/oder Ausarbeiten von werkstattreifen Fertigungszeichnungen
nach Konstruktionszeichnungen mit Hauptmaßen oder gleichwertigen Stromlauf-
und Schaltplänen

Durchführen und Auswerten von Vermessungsarbeiten

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von schwierigen Serienansätzen,
Reihenuntersuchungen, Versuchsabläufen oder präparativen Arbeiten

Vorbereiten, Berechnen und Durchführen von schwierigen Analysen

E 10

Arbeitnehmer, die im Rahmen allgemeiner Anweisungen auf Teilgebieten oder in
begrenztem Umfang selbständig hochwertige kaufmännische oder technische Tätigkeiten
verrichten, für die eine planmäßige Berufsausbildung vorausgesetzt wird. Das Merkmal
der planmäßigen Berufsausbildung in dieser Gruppe wird erfüllt durch den erfolgreichen
Abschluss einer Zusatzausbildung zum Chemotechniker, vergleichbaren Techniker oder
einer mit dem staatlich anerkannten Techniker vergleichbaren kaufmännischen
Zusatzausbildung. Die Berufsausbildung kann durch entsprechende durch
Berufserfahrung erworbene, gleichwertige Kenntnisse ersetzt werden.

Meister mit einem nicht einfachen Arbeitsgebiet, für das erweiterte Kenntnisse und
Fertigkeiten vorausgesetzt werden, die durch eine abgeschlossene anerkannte
Meisterfortbildung oder durch umfangreiche Erfahrungen in einem Aufsichtsbereich der
Gruppe E 9 erworben worden sind.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Erledigen von Aufgaben in großen Lagern oder Speditionen

Assistenz- und Sekretariatstätigkeiten, die wesentlich durch die Verwendung zweier
Fremdsprachen geprägt sind

Schwierige kaufmännische Sachbearbeitung komplexer Vorgänge

Kaufmännische Sachbearbeitung, die wesentlich durch die Verwendung zweier
Fremdsprachen geprägt ist

Konstruieren und Berechnen von Maschinen- und Apparateeinzelteilen

Durchführen von technischen Kalkulationen zur Ermittlung des Maschinenbedarfs
und des Arbeitsganges

Ausarbeiten von Fertigungsplänen unter Berücksichtigung wirtschaftlicher
Fertigungsmethoden nach Anweisung

Überwachen von Arbeitsabläufen im Technikum mit besonderem Analyse- oder
Synthesewissen

Fachliche Mitarbeit bei der Entwicklung oder Optimierung neuer Prüfverfahren oder
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Methoden

Auswerten, Darstellen und Präsentieren von Versuchsergebnissen

E 11

Arbeitnehmer, die im Rahmen allgemeiner Richtlinien selbständig kaufmännische oder
technische Tätigkeiten verrichten, für die eine Ausbildung an einer Fachhochschule zum
Betriebswirt, zum Ingenieur oder ein gleichwertiger Abschluss vorausgesetzt werden. Die
Berufsausbildung kann durch aufgrund einer entsprechenden Berufserfahrung auf einem
Arbeitsplatz der Gruppe E 10 erworbene gleichwertige Kenntnisse ersetzt werden.

Meister mit einem nicht einfachen Arbeitsgebiet, die für den ihnen zugewiesenen
Aufsichtsbereich die Verantwortung tragen, wenn in ihm überwiegend Arbeitnehmer der
Gruppe E 6 tätig sind,

oder die umfangreiche Kenntnisse im Umgang mit Material und Maschinen benötigen, die
in der Regel eine abgeschlossene anerkannte Meisterfortbildung voraussetzen, oder wenn
es sich um einen nach Umfang und Verantwortung vielseitigen Aufsichtsbereich handelt.
Ein vielseitiger Aufsichtsbereich liegt insbesondere vor, wenn er verschiedene Verfahren
oder Techniken umfasst.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Qualifizierte kaufmännische Tätigkeiten mit Personal- und/oder übertragener
Budgetverantwortung

Qualifizierte kaufmännische Tätigkeiten, die insbesondere Fachkenntnisse z.B. auf
den Gebieten der Logistik, des Finanz- und Rechnungswesens oder in
Fremdsprachen voraussetzen

Entwickeln von IT-Konzepten

Konstruktives und kalkulatorisches Durcharbeiten von Apparaturen, von
Anlageteilen und Anlagen

Bearbeitung von naturwissenschaftlichen oder technischen Aufgabenstellungen
auch unter Einsatz komplizierter Technik wie beispielsweise:

- Durchführen von Entwicklungsarbeiten

- Entwicklung neuer Untersuchungsmethoden

- Durchführen, Überwachen und Auswerten von experimentellen Aufgaben

- Planen von komplizierten Apparaturen

Bearbeiten und Beantworten anwendungstechnischer Kundenanfragen

Hauptberufliche Ausbilder im Sinne des Berufsbildungsgesetzes, die selbständig
Kenntnisse und Fertigkeiten vermitteln, mit entsprechender Berufserfahrung als
Ausbilder

E 12

Arbeitnehmer, die im Rahmen allgemeiner Richtlinien selbständig kaufmännische oder
technische Tätigkeiten verrichten, für die Spezialwissen mindestens auf Teilgebieten und
umfangreiche auf einem Arbeitsplatz der Gruppe E 11 erworbene Berufserfahrungen
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vorausgesetzt werden.

Meister mit einem schwierigen Arbeitsgebiet, die in einem vielseitigen und schwierigen
Aufsichtsbereich die Verantwortung tragen. Ein solcher Aufsichtsbereich liegt
insbesondere vor, wenn darin stark voneinander abweichende chemische oder technische
Verfahrensweisen oder Herstellungstechniken vorkommen.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Qualifizierte kaufmännische Tätigkeiten mit Personal- und/oder übertragener
Budgetverantwortung

Qualifizierte kaufmännische Tätigkeiten, die besondere Fachkenntnisse z.B. auf
den Gebieten der Logistik, des Finanz- und Rechnungswesens oder in
Fremdsprachen voraussetzen

Erstellen von Anlageplänen und Netzplänen

Entwicklungstätigkeiten betriebstechnischer Art, selbständiges Erstellen von
Produktionsschemen mittleren Umfangs

Ausarbeiten schwieriger Schaltpläne oder Schaltbilder

Durchführen komplizierter Untersuchungen und experimenteller Aufgaben und
deren Auswertung

Durchführen spezieller apparativer Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auf
physikalischem, mess- und regeltechnischem oder anwendungstechnischem Gebiet

Durchführen von Forschungs- und Entwicklungsarbeiten

Bearbeiten und Beantworten schwierigerer anwendungstechnischer
Kundenanfragen und gelegentliche Beratung im Außendienst

E 13

Arbeitnehmer, die im Rahmen allgemeiner Richtlinien selbständig kaufmännische oder
technische Tätigkeiten verrichten, für die neben umfangreichen Berufserfahrungen
Spezialwissen vorausgesetzt wird und bei denen entweder begrenzte Leitungsaufgaben
zu erfüllen sind oder Verantwortung für Teilgebiete zu tragen ist.

Meister, die einen besonders vielseitigen oder nach Umfang und Verantwortung
besonders schwierigen Bereich beaufsichtigen, insbesondere wenn ihm Meister der
Gruppen E 11 oder E 12 zugeordnet sind.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können folgende Tätigkeiten als Richtbeispiele
gelten:

Qualifizierte kaufmännische Tätigkeiten mit Personal- und/oder übertragener
Budgetverantwortung

Qualifizierte kaufmännische Tätigkeiten, die besondere Fachkenntnisse z.B. auf
dem Gebiet der Logistik, des Finanz- und Rechnungswesens oder in
Fremdsprachen voraussetzen

Durchführen schwieriger Forschungs- und Entwicklungsarbeiten

Anwendungstechnisches Beraten von Kunden im Außendienst
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Die bei den einzelnen Entgeltgruppen aufgeführten Richtbeispiele sind nicht erschöpfend.
Arbeitnehmer, die Tätigkeiten beispielsweise im Außendienst, in der hauptberuflichen
Betriebs- bzw. Werkfeuerwehr, im Werkschutz und im hauptberuflichen Sicherheitswesen
ausüben, sind nach der Art ihrer Tätigkeit in die Entgeltgruppen einzugruppieren. Dabei
sind die Oberbegriffe der Entgeltgruppen mit ihren Anforderungsmerkmalen maßgebend
und die Richtbeispiele vergleichend heranzuziehen.

IV. Entgeltaufbau

§ 8

Aufbau der Entgeltsätze

1. Für Arbeitnehmer der Gruppen E 1 bis E 3 vor Vollendung des 18. Lebensjahres
beträgt das Tarifentgelt 85 % des in den regionalen Entgelttarifverträgen festgelegten
Tarifentgelts.

2. Für die Gruppen E 5 bis E 12 gilt folgender Entgeltaufbau: Anfangssatz

a) Entgeltgruppe E 5:

Anfangssatz

Tarifsatz nach drei Tätigkeitsjahren in dieser Gruppe

Tarifsatz nach sechs Tätigkeitsjahren in dieser Gruppe

b) Entgeltgruppen E 6 bis E 12:

Anfangssatz

Tarifsatz nach zwei Tätigkeitsjahren in dieser Gruppe

Tarifsatz nach vier Tätigkeitsjahren in dieser Gruppe

Tarifsatz nach sechs Tätigkeitsjahren in dieser Gruppe

3. Die Relationen zwischen dem Anfangs- und Endsatz betragen:

E 5 E 6 E 7 E 8

Anfangssatz 100 % 100 % 100 % 100 %

nach 2 Tätigkeitsjahren 106 % 106 % 106 %

nach 3 Tätigkeitsjahren 102,5 %

nach 4 Tätigkeitsjahren 111 % 112 % 113 %

nach 6 Tätigkeitsjahren 105 % 116 % 118 % 120 %

E 9 E 10 E 11 E 12

Anfangssatz 74 % 76 % 78 % 78 %

nach 2 Tätigkeitsjahren 81 % 83 % 85 % 85 %

nach 4 Tätigkeitsjahren 89 % 91 % 91 % 92 %

nach 6 Tätigkeitsjahren 100 % 100 % 100 % 100 %
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4. Die Relationen zwischen den Tarifsätzen in den einzelnen Bezirken sind Bestandteil
dieses Vertrages.

5. Die sich aus den Ziffern 1 bis 3 ergebenden Relationen zwischen den einzelnen
Tarifentgeltsätzen gelten für die Laufzeit dieses Tarifvertrages. Für Änderungen der
Entgeltstruktur sind die Parteien des Bundesentgelttarifvertrages zuständig.

6. Die Tarifentgelte werden in den bezirklichen Entgelttarifverträgen als Monatssätze, für
die Gruppen E 1 bis E 8 als Monats- oder Stundensätze ausgewiesen. Der Divisor zur
Ermittlung des Stundenentgelts wird durch Multiplikation der jeweiligen regelmäßigen
tariflichen Wochenarbeitszeit mit dem Faktor 4,35 festgestellt.

§ 9

Entgeltregelung bei Höhergruppierung

Liegt bei einer Höhergruppierung in die Gruppen E 5 bis E 8 das bisherige Tarifentgelt
über dem Tarifentgelt der neuen Gruppe, so erhält der höhergruppierte Arbeitnehmer so
lange mindestens den bisherigen Tarifsatz in der durch die Tarifentwicklung jeweils
erreichten Höhe, bis ihm infolge Zeitablaufs in der neuen Entgeltgruppe ein höherer
Anspruch zusteht. Bei einer solchen Höhergruppierung werden die zurückgelegten
Tätigkeitsjahre in den Gruppen E 6 und E 7 bis zu drei Jahren als Tätigkeitsjahre in der
neuen Entgeltgruppe angerechnet.

Bei einer Höhergruppierung in die Entgeltgruppen E 9 bis E 13 erhält der höhergruppierte
Arbeitnehmer so lange den Tarifsatz der höheren Entgeltgruppe, der am nächsten über
seinem bisherigen Tarifsatz liegt, bis ihm aufgrund seiner Tätigkeitsjahre in der neuen
Entgeltgruppe ein höherer Tarifsatz zusteht. Die für diese Entgeltstufe geforderte zeitliche
Zugehörigkeit gilt zur Hälfte als erfüllt.

V. Entgeltkorridor

§ 10

Tariföffnungsklausel

Zur Sicherung der Beschäftigung und/oder zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit
am Standort Deutschland, insbesondere auch bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten, können
Arbeitgeber und Betriebsrat mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien für Unternehmen
und Betriebe durch befristete Betriebsvereinbarung bis zu 10 % von den bezirklichen
Tarifentgeltsätzen abweichende niedrigere Entgeltsätze unter Beachtung des § 76 Absatz
6 BetrVG vereinbaren. Diese mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien betrieblich
abweichend festgelegten Entgeltsätze gelten als Tarifentgeltsätze. Sie verändern sich –
soweit die Betriebsvereinbarung nichts anderes regelt – bei einer Veränderung der in den
bezirklichen Entgelttarifverträgen geregelten Tarifentgelte um den gleichen Prozentsatz
wie diese.

Durch diese Regelung wird der Entgeltaufbau nicht verändert. Für Schichtarbeitnehmer in
vollkontinuierlicher oder teilkontinuierlicher Wechselschicht können abweichende
Vereinbarungen getroffen werden.

Beschäftigungssichernd und wettbewerbsverbessernd sind unter anderem
beschäftigungserhaltende und beschäftigungsfördernde Investitionen am Standort, die
Vermeidung von Entlassungen, die Vermeidung der Verlagerung von Produktion, sonstiger
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Aktivitäten oder Investitionen ins Ausland oder die Vermeidung von Ausgliederungen. Die
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit umfasst auch ihre Wiederherstellung oder
Erhaltung sowie sonstige existenzsichernde Maßnahmen für das Unternehmen oder den
Betrieb.

Vorrang vor der Anwendung dieser Tariföffnungsklausel sollte, soweit dies rechtlich
möglich ist, grundsätzlich der Abbau von übertariflichen Leistungen und die Einbeziehung
aller Beschäftigten haben.

Die Anwendung dieser Tariföffnungsklausel schließt eine Kombination mit anderen
tariflichen Öffnungsklauseln nicht aus.

§ 11

Tarifergänzungsklausel

Die Tarifvertragsparteien erwarten von Arbeitgebern, deren wirtschaftliche Situation dies
erlaubt, dass sie die Beschäftigten am Unternehmenserfolg beteiligen. Die Beteiligung am
wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens kann insbesondere durch eine Einmalzahlung
geschehen. Nähere Einzelheiten können unter Beachtung des § 76 Absatz 6 BetrVG
geregelt werden. Die Betriebsparteien sind gehalten, hinsichtlich der Einführung
Beratungen aufzunehmen, wenn eine Seite dies erfordert.

VI. Überleitungs- und Schlussbestimmungen

§ 12

Zuordnungs- und Überführungsregelung

(entfällt)

§ 13

Überführungsregelung

1. Die Neugestaltung des Entgeltaufbaus durch den Tarifabschluss vom 18. April 2002
dient ausschließlich der kostenneutralen Überführung der bisherigen
Entgeltgarantieregelung in Tarifsätze. Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig,
dass durch die Umwandlung der Entgeltgarantie – mit Ausnahme der höheren
Berechnungsbasis für tarifliche Zulagen und Zuschläge – keine zusätzlichen
Kostenbelastungen entstehen.

2. Der durch die Umwandlung der Entgeltgarantie entstehende zusätzliche Anspruch ist
insoweit erfüllt, als in diesem Umfang bereits betriebliche oder arbeitsvertragliche
Leistungen erfolgen, die nach § 9 in der Fassung vom 3. Juni 1997 zur Erfüllung der
Entgeltgarantie herangezogen werden konnten. Die mit der Umwandlung der
Entgeltgarantie verbundenen Tarifänderungen sind soweit wie möglich mit
betrieblichen oder arbeitsvertraglichen Leistungen einschließlich leistungsbezogener
Zahlungen zu verrechnen, insbesondere soweit diese Leistungen bisher zur Erfüllung
der Entgeltgarantie dienen.

3. Im Hinblick auf den in Ziffer 1 geschilderten Zweck sind betriebliche oder
arbeitsvertragliche Regelungen, die andernfalls einer kostenneutralen Umwandlung der
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Entgeltgarantie entgegenstehen würden, entsprechend umzugestalten. Treten
Meinungsverschiedenheiten auf, die betrieblich nicht zu bereinigen sind, werden die
Tarifvertragsparteien eingeschaltet.

4. Soweit in betrieblichen oder arbeitsvertraglichen Regelungen, die bis zum In-Kraft-
Treten nach § 15 Ziffer 1 abgeschlossen worden sind, auf das Tarifentgelt der
Entgeltgruppen E 5 bis E 8 Bezug genommen wird, sind die Leistungen weiterhin nach
dem Tarifentgelt des Anfangssatzes zu bemessen.

§ 14

Besitzstandswahrung

1. An Arbeitnehmer, deren neues Tarifentgelt unter dem Tarifentgelt der Lohn- bzw.
Gehaltsgruppe liegt, in der sie vor dem In-Kraft-Treten des Entgelttarifvertrages
eingruppiert waren, wird der Unterschiedsbetrag zwischen dem neuen Tarifentgelt
zuzüglich einer etwaigen Entgeltgarantie und ihrem bisher erreichten Tarifentgelt als
Ausgleichszulage weitergezahlt. Bei diesem Tarifentgeltvergleich ist das bisherige
Tarifentgelt um 2,5 % (allgemeiner Tariferhöhungssatz bei In-Kraft-Treten des
Entgelttarifvertrages) zu erhöhen. Tarifliche Zulagen und Zuschläge bleiben dabei
außer Betracht.

2. Die tarifliche Ausgleichszulage wird bei Tariferhöhungen jeweils um den gleichen
Prozentsatz erhöht wie das Tarifentgelt. Bei Höhergruppierungen oder beim Erreichen
einer höheren Stufe der Jahre in der Gruppe vermindert sich die Ausgleichszulage um
die sich daraus ergebende Erhöhung des Tarifentgelts.

3. Die tarifliche Ausgleichszulage vermindert sich bei etwaigen Änderungen der
Entgeltstruktur um sich daraus ergebende Erhöhungen des Tarifentgelts.

4. Die Ausgleichszulage ist in ihrer jeweiligen Höhe bei Vorliegen der sonstigen tariflichen
Anspruchsvoraussetzungen bei der Berechnung der tariflichen Jahresleistung mit zu
berücksichtigen.

§ 15

Schlussbestimmungen

1. Der Bundesentgelttarifvertrag vom 18. Juli 1987 in der Fassung vom 18. April 2002 tritt
am 1. Juli 2002 in Kraft.

2. Soweit zur Sicherstellung der Kostenneutralität im Sinne des § 13 eine Anpassung
betrieblicher Regelungen erforderlich ist, kommen bis zu deren Wirksamkeit, längstens
bis zum 31. Dezember 2002, anstelle der Neufassung der §§ 8 und 9 die §§ 8 und 9 in
der Fassung vom 3. Juni 1997 zur Anwendung. Dies gilt nicht hinsichtlich der
Auswirkungen auf tarifliche Zulagen und Zuschläge sowie der Berücksichtigung von
Tätigkeitsjahren.

3. Der Bundesentgelttarifvertrag kann mit einer Frist von sechs Monaten zum
Jahresende, erstmals zum 31. Dezember 2005 gekündigt werden.

Lahnstein, den 18. April 2002
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Hannover

Frey Bischoff
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Protokollnotizen

1. § 3 Ziffer 5 und § 4 Ziffer 10 stellen eine lex spezialis im Verhältnis zu § 4 Ziffer 7 der
Entgeltrahmenbestimmungen dar, sodass in den dort genannten Fällen keine
Rückwirkung auf den 1. des Monats nach der letztgenannten Vorschrift eintritt.

2. Die Einfügung der Worte „in der Regel“ in der Entgeltgruppe 3 bedeutet keine
grundsätzliche Veränderung der Einstufungsvoraussetzungen gegenüber den
bisherigen vergleichbaren Lohngruppen. Es soll damit lediglich zum Ausdruck
kommen, dass im Einzelfall für Arbeitnehmer, z.B. wegen besonderer Geschicklichkeit,
auch die Einstufung in diese Gruppe bei einer kürzeren Einarbeitungszeit in Betracht
kommt, dass andererseits bei mangelnder Geschicklichkeit eine längere
Einarbeitungszeit in Betracht kommt. Generelle betriebliche Veränderungen der
Einarbeitungszeit sind damit nicht gemeint.

3. Für die in der Entgeltgruppe E 9 Absatz 3 und Absatz 4 genannten Meister wird keine
abgeschlossene anerkannte Meisterfortbildung vorausgesetzt.

4. Bei den vergleichbaren Technikern in der Entgeltgruppe 10 Absatz 1 handelt es sich
um solche Techniker, die einen dem Chemotechniker entsprechenden Abschluss an
einer Technikerfachschule haben. Hierzu gehören insbesondere auch die
Maschinenbautechniker und die Mess- und Regeltechniker.

5. Die Tarifvertragsparteien weisen darauf hin, dass im Einzelfall zu prüfen ist, ob ein
Diplom-Abschluss einer Berufsakademie dem Diplom-Abschuss einer Fachhochschule
vergleichbar ist.

6. Hintergrund für die Einführung der Tariföffnungsklausel war der Vorschlag der
Arbeitgeber zur Schaffung einer tariflichen Spartenlösung für die Chemiefaser-,
Kunststoff verarbeitende und Kautschuk verarbeitende Industrie. Die
Tarifvertragsparteien gehen gemeinsam davon aus, dass deshalb insbesondere in den
Unternehmen dieser Sparten die Anwendung des § 10 geprüft wird. Die
Tarifvertragsparteien werden in den vorgenannten Fällen bei
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Betriebsparteien vermittelnd einwirken.

Die Anwendung der Tariföffnungsklausel darf nicht in bestehende
Altersteilzeitarbeitsverhältnisse eingreifen.

7. Bei der Höhergruppierung von Prozessleitelektronikern aus der Entgeltgruppe E 6 in
die Entgeltgruppe E 7 werden die bereits absolvierten Tätigkeitszeiten in der
Entgeltgruppe E 6 als Tätigkeitszeiten in der Entgeltgruppe E 7 berücksichtigt.


